
Neulich in der Zwangsberatung

Meine Freundin formulierte den Satz, mit dem sie mir
mitteilte, dass sie schwanger sei, mit der größtmögli-
chen Distanz. ›Hast du Lust, mal bei einer Zwangsbe-
ratung dabei zu sein? Es ist nun zufälligerweise pas-
siert, dass ich zu einer solchen Beratung muss, da ich
schwanger bin.‹ Ich glaube, ungefähr so sagte sie das.

»Das Schlimmste«, meinte sie, »ist, dass dir auf ein-
mal klar wird, dass dir das tatsächlich passieren kann;
dass du zu dem Teil der Weltbevölkerung gehörst, der
es tatsächlich ausbaden muss, wenn beim Sex etwas
schief läuft.«

Dass der Schwangerschaftsabbruch in der BRD
immer noch rechtswidrig ist, wird oft vergessen, da er
straffrei ist. Die Verschärfung des Gesetzes, die 1995
eine deutliche Einschränkung der Rechte, die ostdeut-
sche Frauen vorher hatten, darstellt, sieht u. a. eine
Zwangsberatung vor. Diese brandmarkt Frauen als
potentiell verantwortungslos, unwissend und un-
mündig. Für Männer gibt es in keinem Zusammen-
hang einen vergleichbaren Zwang. Ein Beratungs-
zwang ist in sich ein Paradox: es geht hierbei nicht um
Information, denn diese wäre durch vielfältige, frei-
willige Beratungsmöglichkeiten vermittelbar, son-
dern um die Reproduktion patriarchaler Kontrolle
und der Festschreibung von geschlechtlichem Rollen-
verhalten.

Wir gingen zusammen zu einer, wie wir später fest-
stellten, evangelischen Beratungsstelle. Die Dame, die
sich in ihren Vierzigern befand, aber recht jugendlich
aussah, hatte ein Kalenderbild mit sich an den Händen
fassenden Frauen und ein Selbstbildnis von Frida
Kahlo an der Wand hängen. Sie reichte meiner Freun-
din gleich die von ihr unterschriebene Beratungsbe-
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scheinigung, die sie für die Abtreibung dem Arzt vor-
legen muss. Die vorformulierten Begründungen für
eine Abtreibung, die bei dieser Beratung auf einem
Formular anzukreuzen sind, stellen ausschließlich
Problemfälle im Leben der Frau dar: gesundheitliche
Probleme, Probleme in der Beziehung, befindet sich
gerade in der Ausbildung etc. Wir fragten sie, was
denn sei, wenn man einfach keine Kinder wolle, zu-
mindest nicht jetzt, wo könne man das ankreuzen?
Auch wenn man es rein theoretisch unter »Sonstiges«
angeben könnte, wird den Frauen mit diesen Vorgaben
suggeriert, dass eine Notlage vorliegen muss, damit
sie das gesetzliche und vor allem moralische Recht auf
einen Schwangerschaftsabbruch haben. Die Entschei-
dung, tatsächlich keine Kinder zu wollen, ist nicht vor-
gesehen und wird in dieser Beratung ignoriert, womit
alle Frauen als potentielle Mütter betrachtet werden,
die nur durch bestimmte Sachzwänge daran gehindert
werden, ihren natürlichen Mutterwunsch zu erfüllen.
Dementsprechend sieht das ›Beratungs‹gespräch auch
aus. Die Dame empfahl meiner Freundin sodann, sich
doch gleich sterilisieren zu lassen.

Auch wenn keine ökonomischen oder sozialen
Zwänge als Begründung für die Entscheidung zu
einer Abtreibung bestehen, müssen Frauen ein selbst-
verständliches Entscheidungsrecht über ihre repro-
duktiven Fähigkeiten haben. Dass dies juristisch denk-
bar und machbar ist, zeigt das Beispiel Kanada: Dort
hat sich die Einsicht durchgesetzt, dass der Abbruch
einer ungewollten Schwangerschaft nichts anderes als
eine ärztliche Behandlung und eine gesetzliche Einmi-
schung deshalb unangebracht ist. Dementsprechend
erklärte der oberste Gerichtshof das bestehende Ab-
treibungsgesetz 1988 nach längeren juristischen Aus-
einandersetzungen als verfassungswidrig und strich
es ersatzlos. Mit dem Anspruch, dass Frauenrechte
Menschenrechte sind, ist es schwer zu verstehen,
warum dieses Beispiel aus den 1980er Jahren nicht
längst in anderen Ländern diskutiert und übernom-
men wurde.

Hierzulande hat sich hingegen in den Argumenten
der Gesetzgebung die Einschätzung niedergeschla-
gen, dass es nicht zu einfach gemacht werden solle,
Zugang zu Abtreibungen zu erhalten. Bei keiner ande-
ren medizinischen Prozedur gibt es derartige Aussa-
gen, die darauf abzielen, das Entscheidungsrecht von
mündigen Menschen über ihren Körper einzuschrän-
ken. Für Frauen scheint in Bezug auf ihre Reprodukti-
onsfähigkeit dieses selbstverständliche Menschen-
recht plötzlich nicht mehr zu gelten. Auch in privaten
Gesprächen bin ich immer wieder überrascht darüber,
dass dem Wunsch, Abtreibungen zu vermeiden, nicht
damit begegnet wird, eine bessere Sexualaufklärung,
sondern eine Verschärfung des Abtreibungsrechts zu
fordern.

Neulich bei der Rötelimpfung

Die Sache mit der Rötelimpfung wurde uns Mädchen
gar nicht wirklich erklärt. Ich kann mich nur daran er-
innern, dass wir in der Schule plötzlich aufgerufen
wurden, während der Unterrichtszeit ins Kranken-
zimmer zu kommen. Einige Mädchen munkelten, dass

diese Impfung, die nur uns Mädchen zuteil wurde,
eine Vorsorge sei, damit wir mal keine behinderten
Kinder bekämen. Davon abgesehen, dass ich zu der
Zeit eine gehörige Panik vor Spritzen aller Art ent-
wickelt hatte, behagte mir auch der Gedanke nicht
wirklich, im zarten Alter von zwölf Jahren mit Impf-
stoffen, die Schwangerschaft, Mutterschaft und nerv-
tötende Babys, die in mir wachsen könnten, betrafen,
konfrontiert zu sein. Ich verließ mit meinen Mitschüle-
rinnen die Klasse und ging mit ihnen in Richtung
Krankenzimmer. Eine nach der anderen ging hinein;
gruselig, ich sah sie wie durch ein Tor verschwinden
und verändert wieder herauskommen.

So wurde ich ohne Erklärung, ohne Diskussion via
eines Gesundheitsdiskurses auf meine Rolle als Hüte-
rin der nationalen Gesundheit vorbereitet. Wenn ein
Staat aus sozialen, demografischen und gesundheits-
politischen Faktoren bestimmte Kinder als Gefahr für
die Gesellschaft klassifiziert, kann der Frau plötzlich
zugemutet werden, ihren angeblich natürlichen und
sonst propagierten Selbstverwirklichungsdrang in der
Mutterschaft einzuschränken. Das schlagende Argu-
ment der Gesetzesänderung von 1995 war, dass ein
ohne die Frau nicht überlebensfähiger Zellhaufen zu
einem Individuum konstruiert wurde, der dann als ei-
genständiges Rechtssubjekt der Frau gegenüberge-
stellt wurde, um ihr das Recht auf Selbstbestimmung
zu entziehen. Dieses entpuppt sich aber als scheinhei-
lig, wenn Frauen bei Behinderung und Intersexualität
des Kindes dazu bedrängt werden, abzutreiben. Denn
dem Fötus wird nun plötzlich sein vermeintlicher Sub-
jektstatus wieder entzogen. Ein bemerkenswerter Um-
stand.

Neulich bei der Sozialministerin

Es gibt bedauerlicherweise eine körperliche Tatsache,
der man bzw. frau sich stellen muss: der Reprodukti-
onsfähigkeit. Die meisten biologischen Frauen sind für
eine gewisse Zeit ihres Lebens ihrer körperlichen
Fähigkeit zum Gebären ausgesetzt und müssen diese
wohl oder übel managen. Dieses Management bezieht
sich nicht nur auf die Alternative von Verhütung oder
Kinderaufzucht, sondern bringt weitere, sehr ideolo-
gisch geprägte Faktoren mit sich: von Verhandlungen
mit Männern, doch bitte Kondome überzuziehen, weil
man die Pille nicht mag oder verträgt, bis hin zu all-
wöchentlichen Rechtfertigungen, warum man denn
mit 35 noch kinderlos sei.

Die Verantwortung für die Konsequenzen dieses
Managements wird allein den Frauen überlassen. Das
funktioniert nur, da gesellschaftliche Aufgaben mit
dem Kurzschluss einer durch das biologische Schick-
sal bestimmten Bedeutung auf Frauen geschoben wer-
den. Das passiert auf der privaten wie öffentlichen
Ebene: Frauen werden dabei zusätzlich die ganzen
restlichen Aufgaben der Fürsorge wie selbstverständ-
lich zugeschanzt, vom inkontinenten Opa bis zum un-
terbezahlten Pflegejob. Die psychologische Zurich-
tung von Frauen zu sich selbst aufopfernden Müttern
kam bisher noch jedem Staat zugute.

Immer noch ist ein mit bestimmten Merkmalen
markierter sozialer Status einer Frau eng verbunden
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mit biologistischen Erwartungshaltungen an ihr ge-
schlechtliches Rollenverhalten. Den meisten Leuten
leuchtet es zwar ein, dass eine Minderjährige oder sich
in der Ausbildung befindliche unverheiratete Frau ab-
treiben möchte, dieses Verständnis gilt aber für eine
30-jährige Ehefrau nicht.

Da die Frauen in der BRD nun scheinbar in den viel
zitierten Gebärstreik gegangen sind, wie das Frösteln
der Politiker angesichts des Rentenproblems es kund-
tut, stand die Sozialministerin von Sachsen, Helma
Orosz im Juni 2006 mit ihrer Forderung, die finanzielle
Unterstützung für Schwangerschaftsabbrüche zu re-
duzieren, nicht alleine da. Thüringen, Sachsen-Anhalt,
Schleswig-Holstein, Nordhrein-Westfalen und Bayern
unterstützten sie.

Aus dem bayerischen Sozialministerium hieß es:
Die extrem hohen Quoten der staatlichen Finanzie-
rung der rechtswidrigen Schwangerschaftsabbrüche
stünden im deutlichen Widerspruch zum staatlichen
Schutz des ungeborenen Lebens.

»Aber wir brauchen auch einen Mentalitätswech-
sel: Kinderkriegen muss wieder in sein« meinte Orosz
in der SZ.1 Dass dies nun sogar durch finanziellen
Druck erreicht werden soll, zeugt aber nicht von
einem Verständnis oder gar einer Anerkennung der
reproduktiven Rechte und Bedürfnisse von Frauen.
Die Einkommensgrenze, ab der eine Abtreibung
wegen Bedürftigkeit von der Krankenkasse übernom-
men wird, sollte nach Orosz von 929 Euro auf 662
Euro heruntergesetzt werden. Bei Kosten von über
500 Euro für eine Abtreibung in der Klinik frisst die-
ser Betrag bereits jetzt oft den halben Monatslohn vie-
ler der zumeist ökonomisch schlechter gestellten
Frauen auf.

Orosz äußerte im SZ-Interview zusätzlich, Verhü-
tungsmethoden seien doch genügend verbreitet, so
dass ungewollte Schwangerschaften eigentlich kaum
vorkommen müssten. So eine Kurzsichtigkeit erwartet
man ja eigentlich nur noch aus Bayern. Denn Sexu-
alität ist bekanntlich nichts, das sich wie gut geordnete
Formulare verwalten ließe. Diese Argumentation zielt
auf das alte Urteil ab, dass die sexuelle Lusterfüllung
von Frauen und deren selbstbestimmte Ausübung von
diesen teuer bezahlt werden müsse.

Die Gebärmutter ist, wie das dafür gewählte Wort be-
zeugt, ungemein symbolträchtig für unsere Gesell-
schaft. Den aktuellen Debatten nach müssen meine
Geschlechtsgenossinnen nun auch noch überlegen, ob
sie tatsächlich jeden Monat für Deutschland bluten
wollen. Denn wenn weißen deutschen Frauen die Ver-
antwortung der demografischen Zukunft der Nation
aufgebürdet wird, während Kinder aus migrantischen
Familien nur als Problemfall der deutschen Gesell-
schaft dargestellt werden, propagiert eine solche Re-
produktionspolitk noch dazu eine ausschließlich
weiße deutsche Identität.

Vielleicht wäre aber eher die Diskussion über einen
neuen Geschlechter- und Gesellschaftsvertrag ange-
bracht, so dass die Gesellschaft Frauen in ihren repro-
duktiven Rechten unter allen Umständen unterstützt.
Dann würden nicht die Frauen die alleinige Verant-
wortung für ihre Gebärfähigkeit tragen, von der aber
die gesamte Gesellschaft profitieren will.
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Neulich bei der Demo

Am 23. September 2006 riefen christliche Gruppen zu
einem Trauermarsch für getötete Kinder auf. Den etwa
600 ChristInnen, die mit weißen Holzkreuzen die
Straße Unter den Linden in Berlin entlang zogen, tra-
ten traurige zwölf GegendemonstrantInnen gegenü-
ber. Deutlicher kann kaum präsentiert werden, dass
Abtreibung hierzulande für linke und feministische
Gruppen kein Thema mehr ist. Die Suggestion, dass
die Frauen aufgrund der Straflosigkeit des Schwan-
gerschaftsabbruchs nun mal Ruhe geben und vor
allem nicht mehr auf das lästige moralische Recht auf
den Abbruch beharren sollten, scheint aufgegangen zu
sein. Bei aller Liebe und Lust am Dekonstruieren des
Geschlechts wurde bisher außer Acht gelassen, dass
sich Themen wie Abtreibung oder Verhütung als freu-
diges Objekt anbieten, den Ringelreihen des Verquee-
rens der Geschlechter zu erweitern. Und zwar mit
mindestens so viel Spaß wie Dildos, Lippenstiften und
Schnurrbärten.

Die Institution der Heterosexualität bezieht ihre
natürliche Legitimation vor allem aus der zweige-
schlechtlichen Reproduktion. Diese zu unterlaufen,
die gesellschaftliche Konstruktion von Mütterlichkeit
und Väterlichkeit zu hinterfragen und sich dem
›natürlichen‹ Schicksal durch einen Schwangerschafts-
abbruch zu verweigern, sind für die Dekonstruktion
der Kategorie Gender sehr hilfreiche Tools. Präsent
sind sie in diesem Bereich hingegen kaum. Warum
haben sich die Queer Theories und andere jüngere
feministische Gruppen dieses Komplexes noch nicht
angenommen? Ich vermute Berührungsängste ge-
genüber einem Thema, das so sehr an den körperlich-
biologischen Vorgängen zu kleben scheint. Wenn
Schwangerschaft für unsere Gesellschaft als ultimati-
ver Beweis biologischer Weiblichkeit fungiert, fasst
man Themen, die so sehr nach determinierter Körper-
lichkeit riechen, nur mit Fingerspitzen an – obwohl der
Schwangerschaftsabbruch diese Konstrukte gerade
unterläuft.

Ein anderer Grund mag sein, dass die Zweite Frau-
enbewegung der 1970er Jahre, die gemeinhin mit dem
Kampf gegen den § 218 assoziiert wird, auch mit es-
sentialistischen Konzeptionen von neuer Mütterlich-
keit, der Idealisierung biologischer Weiblichkeit und
dem Bild des immer wieder als lächerliches Beispiel
herbeizitierten gemeinsamen Menstruierens in Verbin-
dung gebracht wird. Zudem wird Queering normaler-
weise mit der Überschreitung der Geschlechtergren-
zen zwischen männlich und weiblich und mit offen
zur Schau gestellter sexueller Nonkonformität ver-
bunden – und nicht mit einer heimlichen Verweige-
rung innerhalb einer Geschlechterrolle. Das Thema
Abtreibung ist aus dem Sumpf der Vorurteile gegenü-
ber der alten Frauenbewegung nicht ans Licht der zeit-
genössischen Gender Studies geholt worden. Aber es
wird Zeit, dies schleunigst nachzuholen.

In Polen z. B. arbeiten feministische und queere Ak-
tivistInnen eng zusammen, auch im Kampf gegen das
Abtreibungsverbot. Dass das Recht auf Abtreibung im
Kontext sexueller Selbstbestimmung nicht fehlen darf,
haben dort alle progressiven Bewegungen erkannt. In
der BRD ist dies leider nicht der Fall. Dieses man-

gelnde Interesse ist bedauerlich, wenn man sich die
bereits bestehenden Zustände von moralischer Verur-
teilung, Zwangsberatung und Mutterkult, die allesamt
physisch und psychisch von Frauen ausgebadet wer-
den müssen, in unserer Gesellschaft ansieht. In weiten
Landstrichen in Bayern und in Österreich haben
Frauen gar keinen Zugang zu Abtreibungen in Klini-
ken mehr, da sich das Gesundheitspersonal kollektiv
weigert, diese durchzuführen. Wer beispielsweise in
Passau an einer Klinik angestellt werden will, muss
ein Dokument unterschreiben, das besagt, dass man
keine Abbrüche vornehmen wird.2 Das Ignorieren die-
ses Themas könnte Frauen teuer zu stehen kommen,
denn die Konservativen schlafen nicht. Wie gefährlich
es tatsächlich schon ist, bezeugt eine Studie der WHO,
die besagt, dass weltweit alle sieben Minuten eine
Frau an einem medizinisch nicht fachgerecht durchge-
führten Abbruch stirbt, da die gesetzlichen Bestim-
mung ihres Landes diesen verbieten. Damit sind unsi-
chere Schwangerschaftsabbrüche der Hauptgrund für
die Sterblichkeit von schwangeren Frauen3.

Dass auch wir uns nicht in Sicherheit wiegen kön-
nen, bezeugt der Backlash in Polen, wo die von der
Kirche und anderen konservativen Kräften angesta-
chelte Gesellschaft in den 1990er Jahren mit eiserner
Hand die Frauen wieder zurück an den Herd schickte.
Abtreibung ist seither nur noch in Fällen eines schwe-
ren Gesundheitsrisikos der Frau, Vergewaltigung und
Behinderung des Fötus’ erlaubt. In Polen gibt es Hun-
derte von Ärzten, die am Morgen im Krankenhaus
eine Abtreibung »wegen moralischen Bedenken« ver-
weigern, am Nachmittag in ihren eigenen Ärztezim-
mern aber eine Abtreibung gegen private Bezahlung
durchführen. Dort stehen 160 legal vorgenommenen
Abbrüchen ca. 200 000 Illegale jährlich gegenüber. So-
lange Abtreibung im medizinischen und gerichtlichen
System verwaltet wird, haben Ärzte und anderes Ge-
sundheitspersonal die Möglichkeit, Frauen durch re-
spektlose Behandlung, Zurückhalten von Information,
Verlängerung von Wartezeiten und dem Verlangen
unnötiger Dokumente den Zugang zu Abtreibung un-
möglich zu machen. In Polen wird in Frauenbera-
tungszentren sogar schon ganz vom Versuch einer le-
galen Abtreibung abgeraten, um den Frauen diesen
nervenaufreibenden Prozess zu ersparen; sie empfeh-
len hingegen, besser gleich eine illegale Abtreibung
vorzunehmen. Da Ärzte sich weigerten, schwangere
Frauen in Kliniken zu behandeln, weil dadurch ihre
Schwangerschaft gefährdet worden sei, gab es bereits
Todesfälle und Fälle von drastischen gesundheitlichen
Schäden von Frauen, was diesen Bedenken Recht gibt.

International ist Abtreibung mittlerweile ein lukra-
tives Geschäft geworden, weshalb Ärzte in vielen Län-
dern gar kein Interesse an deren Legalisierung haben,
da illegale Abbrüche ein gutes Nebeneinkommen ge-
währleisten. Ein Beispiel ist der Backlash in den USA.
Hier wird mit dem Argument, dass man das (vor allem
christlich-fundamentalistische) Gesundheitspersonal
nicht zwingen könne, gegen seine ethischen Überzeu-
gungen zu handeln, und durch das Kriminalisieren
von Abtreibung in verschiedenen Bundesstaaten nach
und nach das Recht auf legale Abbrüche abgebaut
oder der Zugang immens erschwert. Angesichts der
Tatsache, dass Abtreibungsgegner sich nicht mit der
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Angesichts des Backlash in den USA hat sogar die
Serie »Sex and the City« eine kleine Revolution erlebt,
als in der vierten Staffel eine komplette Episode sich
Abtreibungen widmete. Hauptprotagonistin Carrie
hat eine entschuldigende Geschichte: sie war jung und
der Typ nicht der Richtige. Samantha hatte bereits
zwei Abbrüche und entschuldigt sich wie gewohnt für
nichts. Miranda ist gerade schwanger und will ohne
Wenn und Aber eine Abtreibung, entscheidet sich
dann aber Minuten vor dem Eingriff dagegen, da dies
krankheitsbedingt mit großer Wahrscheinlichkeit ihre
einzige Möglichkeit sei, je ein Kind zu bekommen.
Dies sind einige der sehr wenigen Beispiele von filmi-
schen Bearbeitungen des Themas, und die beinahe un-
umstößliche Regel der amerikanischen Film- und
Fernsehbranche bleibt aufrecht: Unter Umständen
dürfen Abtreibungen thematisiert werden, nie darf
aber eine Protagonistin tatsächlich in der Erzählzeit
der jeweiligen Sendung eine haben. Am Ende be-
kommt sie entweder das Kind doch oder sie hat eine
Fehlgeburt. Aufgrund diesen Mangels einer Repräsen-
tation an tatsächlichen Erfahrungen von Frauen,
haben diese häufig nur die Möglichkeit, ihre Abtrei-
bungs-Erlebnisse im Zerrspiegel der politischen, mo-
ralischen und religiösen Kämpfe zu erleben. Kein
Wunder also, dass somit Postabtreibungstraumata
herbei zitiert werden können. Angesichts des Um-
stands, dass aus einem ohne die Frau nicht überle-
bensfähigem Zellhaufen eine ›Person‹ konstruiert
wird, und zum anderen durch Konstrukte von Mutter-
instinkten, denen Frauen biologisch und emotional
ausgeliefert seien, ist sicherlich die Frage angebracht,
inwieweit der moralische Druck, der auf Frauen hin-
sichtlich ihrer reproduktiven Fähigkeiten lastet, solche
Traumata erst auslöst. Tatsächlich ergab eine Studie
der American Psychological Association (APA) mit
360 Frauen, dass die Zeit des größten Stresses, der
Angstgefühle und der Unsicherheit vor der Abtrei-
bung liegt und nicht danach. Laut APA haben Abtrei-
bungen keinen negativen Einfluss auf die psychische
und physische Gesundheit von Frauen; was Traumata
auslöse, sei hingegen die ungewollte Schwangerschaft
selbst und der Umstand, keinen sicheren Zugang zu
Abtreibungen zu haben.

Liebe, Begehren und Sexualität bringen in der Praxis
ein Verhalten mit sich, das sich nicht bis ins letzte De-
tail kontrollieren und disziplinieren lässt. Selbst die
verantwortungsvollste Verhütung schützt nicht
immer vor ungewollten Schwangerschaften. Deshalb
betonten Cyberfeministinnen wie Rosa Braidotti,
Frauen sollten sich Technik aneignen um zu verhin-
dern, dass technische Innovationen und die damit ein-
hergehende Optimierungsideologie dazu benutzt
würden, Frauen in ihrer Reproduktionsfähigkeit zu
kontrollieren. Stattdessen sollten diese Techniken
Frauen dabei helfen, sich von den ›biologischen‹ Ge-
gebenheiten ihres Körpers zu befreien. Schwanger-
schaftsabbrüche gehören zu einem selbstbestimmten
Leben. Darüber hinaus stellt der Abbruch auch hin-
sichtlich des sozialen und ökonomischen Drucks auf
Frauen in unserer Gesellschaft eine Notwendigkeit
dar. Da unsere Gesellschaft dies ›moralisch‹ nicht ver-
kraften kann, prügelt sie mit Images von unschuldig

gleichen Vehemenz, mit der sie Frauen dazu bringen
wollen, ungewollte Schwangerschaften auszutragen,
um Kinder kümmern, die bereits am Leben sind,
scheint es tatsächlich eher darum zu gehen, Frauen die
Entscheidungshoheit über ihre Reproduktionsfähig-
keit zu versagen denn unter allen Umständen ein Kin-
derleben zu retten. Dieser Befürchtung geht Christina
Page in ihrer neuen Studie »How the Pro-Choice Mo-
vement saved America. Freedom, Politics and the War
on Sex« nach. Darin belegt sie, dass die Pro-Life-Bewe-
gung nicht nur gegen Abreibung vorgeht, sondern
auch gegen das effizienteste Mittel ungewollte
Schwangerschaften zu verhindern, nämlich das das
Benutzen von und die Aufklärung über Verhütung. In
South Dakota, Mississippi und Arkansas wurden mit-
hilfe der Lobby-Arbeit der Pro-Life-Bewegung bereits
Gesetze erlassen, die Gesundheits- und Apotheken-
personal erlauben, aufgrund eigener moralischen
Überzeugungen Dienstleistungen bezüglich Abtrei-
bung und Verhütung zu verweigern. Das ging so weit,
dass in einem dokumentierten Fall sogar ein Apothe-
ker einer Frau nach einer Vergewaltigung die Heraus-
gabe der Pille danach verweigerte, aus ›ethischen Be-
denken‹.

Die Frage, was es denn nun tatsächlich sei, was da
vernichtet wird, ist nicht abschließend zu beantworten.
Alle Beurteilungen funktionieren nur durch eine ideo-
logische Brille. Gerade deshalb ist es wichtig, diese
nicht den Abtreibungsgegnern zu überlassen. Die tech-
nische Darstellbarkeit des Fötus’ im Uterus hat sich in
den letzten Jahren enorm verbessert, was es Abtrei-
bungsgegnern sehr leicht macht, mit dessen Leben zu
argumentieren. Denn unabhängig davon, was in einem
Fötus wann funktioniert oder was eben nicht, sieht er
bereits in einem sehr frühen Stadion menschenähnlich
aus, weshalb seine Darstellung leicht zu populistischen
Zwecken missbraucht werden kann und wird.

Neulich im Fernsehen

Während ich an meinen Buch »Deproduktion« arbei-
tete, habe ich kaum eine Frau getroffen, die mir nicht
eine Geschichte über eine Abtreibung erzählen konnte,
oder die während unseres Gespräches nicht irgend-
wann einen Wutanfall bekam, wie in unserer Gesell-
schaft mit Frauen, die einen Abbruch durchführen
haben lassen, umgegangen wird. Deshalb habe ich
mich oft gefragt, wo diese ganze legitime Wut ein Ven-
til findet und warum sich Frauen das Thema kollektiv
nicht wieder aneignen. Obwohl etwa ein Drittel aller
Frauen weltweit in ihrem Leben wenigstens eine Ab-
treibung hat, ist deren Erfahrung immer noch kein
Thema, das gesellschaftlich verhandelt wird. In Litera-
tur, in Spielfilmen und in der Kunst gibt es nur sehr
rare Beispiele für eine Auseinandersetzung mit der
Thematik. Die wohltuende Respektlosigkeit bei
»South Park« oder den Filmen John Waters’ wie »Fe-
male Trouble« oder »Polyester« stehen relativ alleine
auf weiter Flur. Andere Beispiele sind Filme wie das
Drama »If These Walls Could Talk«, »The Ciderhouse
Rules«, oder die Politsatire »Citizen Ruth«, die alle
sehr unterschiedliche Möglichkeiten der Verhandel-
barkeit des Themas darstellen.
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dahin gemetzelten Babys auf Frauen ein. Ob die weit-
gehende Ausklammerung dieses Themas aus den öf-
fentlichen Diskursen der letzten Jahre darin begründet
liegt, dass der Schwangerschaftsabbruch heterosexu-
elle Normen der Arbeitsteilung in Frage stellt, oder
welche Notwendigkeit er in einer kapitalistischen Ge-
sellschaftsordnung darstellt, die das Leben auf dessen
Effizienz ausrichtet, das wäre doch mal ein begrüßens-
wertes Thema für die Doktorarbeiten der nächsten
Jahre.

Sarah Diehl

Dieser Text ist eine gekürzte Fassung des gleichnamigen Aufsatzes in
Sonja Eismann (Hg.): Hot Topic. Popfeminismus heute. Ventil Verlag
2007. Das Inhaltsverzeichnis findet ihr auf der Homepage des Verlages
http://www.ventil-verlag.de.
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